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DGUV, Fachbereich PSA AUS DEM NETZWERK

CHRISTIAN WAGNER
Leiter des Sachgebiets Kopfschutz im Fachbereich 
Persönliche Schutzausrüstungen der DGUV

Das Sachgebiet Kopfschutz im Fachbereich 
Persönliche Schutzausrüstungen (FB PSA)  
informiert:  
Ist die Benutzung von Industrieschutzhelmen 
bei der Verwendung von Fahrrädern auf dem 
Werksgelände zulässig?

Diese Frage beschäftigt Betriebe, die 
größere Entfernungen auf ihren Werks-
geländen zu bewältigen haben und da-
bei auf das Fahrrad als schnelles und 
sauberes Verkehrsmittel zurückgreifen 
wollen. Allerdings bestehen bei dessen 
Benutzung vergleichbare Gefährdungen 
wie im normalen Straßenverkehr  – in 
Abhängigkeit der Einsatzbedingungen 
auf dem Werksgelände. 

Bei der privaten Benutzung von Fahr-
rädern im öffentlichen Verkehr besteht 
keine Helmpflicht. Für einen betriebli-
chen Einsatz von Fahrrädern innerhalb 
von Werksgeländen ist die Lage jedoch 
nicht so einfach. 

Der Gesetzgeber fordert auf der 
Grundlage des Arbeitsschutzgesetzes 
Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberinnen auf, 
Gefährdungen, die im Zusammenhang 
mit der Arbeit entstehen, zu ermitteln 
und zu beurteilen. Gefährdungen, die 
häufig auftreten oder zu ernsthaften 
Verletzungen führen können, erfordern 
geeignete Maßnahmen, um die Beschäf-
tigten vor diesen Gefährdungen best-
möglich zu schützen. Eine Möglichkeit 
besteht darin, den innerbetrieblichen 
Verkehr ohne den Einsatz von Fahr-
rädern zu gestalten. Für viele betroffene 
Betriebe ist diese Lösung aufgrund der 
Größe ihrer Betriebsgelände allerdings 
keine wirkliche Alternative. Also müssen 
im Rahmen einer Gefährdungsbeurtei-
lung Maßnahmen für das Fahrradfahren 
auf dem Werksgelände getroffen wer-
den, die in erster Linie die Wahrschein-
lichkeit eines Unfallereignisses verrin-
gern. Solche Maßnahmen könnten z. B. 
die Trennung von Radverkehr und mo-
torisiertem Verkehr oder die Verringe-
rung der zulässigen Geschwindigkeiten 
auf dem Werksgelände sein. Da Unfälle 
mit dem Fahrrad trotz dieser Maßnah-
men nicht ausgeschlossen werden kön-
nen, müssen zusätzlich Maßnahmen 
zur Reduzierung der Verletzungsfolgen 

umgesetzt werden. Die Schwere der 
Verletzungen kann durch den Einsatz 
von persönlicher Schutzausrüstung 
verringert werden. Durch Stürze und 
Zusammenstöße mit anderen Verkehrs-
teilnehmern kommt es nicht selten zu 
schweren Kopfverletzungen. Um die Ver-
letzungsfolgen für den Kopf so gering 
wie möglich zu halten, ist die Benutzung 
eines geeigneten Kopfschutzes unver-
zichtbar  – doch welcher Kopfschutz ist 
„geeignet“? 

In der Vergangenheit gab es eine Re-
gelung für den innerbetrieblichen Ver-
kehr mit dem Fahrrad, die eine Benut-
zung von Industrieschutzhelmen nach 
der Norm DIN EN 397 billigte, obwohl 
die Helmanforderungen und Prüfver-
fahren bei der Benutzung von Fahrrä-
dern eigentlich in den Anwendungsbe-
reich der Norm für Radfahrhelme (DIN 
EN 1078) fallen. Der Grund für diese 
Ausnahme lag in der Tatsache begrün-
det, dass es in Betrieben mit großen 
Werksgeländen und industriellen Pro-
duktionsbereichen zwei Bereiche gab, 
die einen unterschiedlichen Kopfschutz 
erforderlich gemacht hätten  – zum ei-
nen den Industrieschutzhelm und zum 
anderen den Fahrradhelm. Es galt als 
unwahrscheinlich, dass die Beschäftig-
ten den Einsatz von zwei unterschiedli-
chen Helmen akzeptieren und umsetzen 
würden. Daher entschied man sich sei-
nerzeit für einen Kompromiss, bei dem 
lediglich der Industrieschutzhelm  – in 
Verbindung mit der Benutzung eines 
Gabelkinnriemens – als Lösung für den 
innerbetrieblichen Verkehr mit Fahrrä-
dern akzeptiert wurde. Wohl wissend, 
dass dieser Kompromiss keinen optima-
len Schutz bei den Gefährdungen durch 
den innerbetrieblichen Verkehr für den 
Kopf darstellte. 

Durch die Einführung neuer Normen 
und durch die Entwicklung neuartiger 
Produkte musste die in der Vergangen-

heit praktizierte Regelung verworfen 
werden. 

Seit einigen Jahren bieten Herstel-
ler Schutzhelme auf dem Markt an, die 
gleichzeitig die Normen für Industrie-
schutzhelme und Fahrradhelme erfüllen.

Das Arbeitsschutzgesetz fordert 
im § 4 „Allgemeine Grundsätze“, dass 
bei der Auswahl einer Maßnahme zum 
Schutz der Sicherheit und der Gesund-
heit der Beschäftigten der Stand der 
Technik zu berücksichtigen ist. Die neu-
en Schutzhelme, die beide Normen er-
füllen, stellen den Stand der Technik 
dar, da sie den Schutz der Beschäftigten 
vor den Gefährdungen aus beiden Berei-
chen gewährleisten. 

Die Verordnung (EU) 2016/425 über 
persönliche Schutzausrüstung (PSA)  – 
kurz PSA-Verordnung – legt im § 2 „Bereit-
stellung und Benutzung“ fest, dass der 
Arbeitgeber nur PSA bereitstellen darf, 
die den Anforderungen der Verordnung 
über das Inverkehrbringen von persönli-
chen Schutzausrüstungen entspricht. 

Das bedeutet, dass Schutzhelme bei 
der Benutzung von Fahrrädern im inner-
betrieblichen Verkehr die Norm für die 
Fahrradhelme oder die grundlegenden 
Gesundheitsschutz- und Sicherheits-
anforderungen des Anhangs II der PSA-
Verordnung erfüllen müssen. 

Der Kompromiss für die Benutzung 
eines Industrieschutzhelms beim Fahr-
radfahren im innerbetrieblichen Ver-
kehr kann aus den dargelegten Gründen 
nicht länger aufrechterhalten werden 
und ist als obsolet anzusehen. 

Das Sachgebiet „Kopfschutz“ des 
Fachbereichs persönliche Schutzaus-
rüstungen der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung hat die Regelung 
mit der überholten Vorgehensweise zur 
Nutzung eines Industrieschutzhelms für 
den innerbetrieblichen Verkehr mit dem 
Fahrrad bereits im Jahr 2020 zurückge-
zogen. ■
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